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10. Sitzung des Ausländer- und Integrationsbeirats am 22.03.2022 

 

TOP 7  Anträge/ Anfragen/ Sonstiges      

 

I. Beschluss der Vollversammlung des AIB: 

 

Der Ausländer- und Integrationsbeirat bittet den Stadtrat, folgende Maßnahmen und 
Aspekte zu beschließen: 

1. Die Verwendung des N*-Wortes sowie der Begriffe „Schwarzfahrer“ und „Schwarzar-
beit“ explizit als rassistisch anzuerkennen. Er setzt sich dafür ein, dass die Verwen-
dung des N*-Wortes sowie der Begriffe „Schwarzfahrer“ und „Schwarzarbeit“ in Er-
langen vermieden und geächtet wird. 

2. Dass die rassistische Verwendung des N*-Wortes in Stadtratssitzungen als Störung 
des ordnungsgemäßen Sitzungsablaufs im Sinne der Geschäftsordnung angesehen 
wird und befürwortet für diesen Fall die konsequente Verhängung der zur Verfügung 
stehenden Ordnungsmaßnahmen. 

3. Dass der Stadtrat die Bayerische Staatsregierung auffordert, über die Änderung der 
Gemeindeordnung den Kommunen die Möglichkeit einzuräumen, die rassistische 
Verwendung des N*-Wortes in Gemeinde- bzw. Stadtratssitzungen auch mit einer 
Geldbuße zu sanktionieren. Hier bedarf es einer Änderung des Artikels 53 der Ge-
meindeordnung. 

4. Dass die Stadt Erlangen bei ihrem Verwaltungshandeln berücksichtigt, dass die ras-
sistische Verwendung des N*-Wortes vermieden und geächtet werden soll. 

5. Dass die Stadt in ihren Verträgen mit Kooperationspartnern an städtischen Freizeit-
veranstaltungen sowie allen weiteren Veranstaltungen im öffentlichen Raum die Ver-
wendung des N*-Wortes untersagt und mit Vertragsstrafen ächtet. 

6. Dass die Stadt den Vertragspartnern der Erlanger Bergkirchweih und anderen Kirch-
weihen die Verwendung des N*-Wortes auf städtischem Boden untersagt, dies ver-
traglich festgehalten werden muss und rechtliche Konsequenzen (z.B. Geldstrafen) 
für die Verwendung des N*-Wortes vertraglich verankert werden sollen. 

7. Dass das Büro für Chancengleichheit und Vielfalt/Internationale Beziehungen und  
Antidiskriminierung beauftragt wird, begleitet von der BiPoC Initiative eine stadtweite 
statistisch korrekte Abfrage durchzuführen, um zu eruieren, ob in einzelnen Berei-
chen der städtischen Verwaltung und der nachgeordneten Betriebe das N*-Wort o-
der/und andere rassistisch intendierte Beleidigungen und rassistische Praxen in die-
sem Zusammenhang (nach wie vor) Verwendung finden. Weiterhin soll in diesem Zu-
sammenhang abgefragt werden, inwieweit sich die einzelnen Bereiche der städti-
schen Verwaltung und die nachgeordneten Betriebe und Einrichtungen kritisch mit 
strukturellem Rassismus beschäftigen und inwieweit ein Bewusstsein für die Verwen-
dung rassismuskritischer Sprache besteht bzw. gefordert und geschult wird (z.B. 
durch Fortbildungen, Veranstaltungen, Handreichungen, Workshops). Basierend auf 
den Erkenntnissen aus dieser Abfrage sollen Gespräche zwischen den jeweiligen In-
stitutionen und Vertreter*innen betroffener BIPoC-Gruppen geführt werden. 

8. Dass dem Stadtrat vom Büro für Chancengleichheit und Vielfalt/Internationale Bezie-
hungen Antidiskriminierung zu den Internationalen Wochen gegen Rassismus 2024 
ein Überblick vorgelegt wird, aus dem hervorgeht, wie die verschiedenen Einrichtun-
gen künftig rassismussensibel verfahren möchten. 

9. Dass Gelder für die BIPoC-Initiative Erlangen zur Verfügung gestellt werden, damit 
diese geeignete Fortbildungen und Veranstaltungen gegen strukturellen Rassismus 
für städtische und nachgeordnete Betriebe, sowie Kooperationspartner der Stadt 
(staatliche Institutionen, Krankenhäuser und Unternehmen) anbieten kann. 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 29.03.2022 
Antragsnr.: 074/2022 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: OBM/13 
mit Referat:  

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang: 23.06.2021 
Antragsnr.: 166/2021 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: Klärung durch RB 
mit Referat:  



Begründung: 

Zu 1: 

Die Stadt Erlangen wird aufgefordert die Ziele der UN‐Dekade für Menschen afrikanischer 
Abstammung umsetzen und insbesondere anerkennen, dass jegliche Verwendung des 
N*Wortes rassistisch ist. 

 

Punkt 2 - 6: 

Das N*Wort dient sprachhistorisch gesehen der Entmenschlichung von schwarzen Men-
schen und untermauert durch die mit dem Wort verbundenen rassistischen Stereotypen die 
Rechtfertigung von Diskriminierung und Gewalt gegenüber Menschen afrikanischer Ab-
stammung. Seit 2015 haben die Vereinten Nationen die Dekade für Menschen afrikanischer 
Abstammung ausgerufen. Mit dieser Anerkennung der Eigenständigkeit der Gruppe Men-
schen afrikanischer Abstammung durch die internationale Gemeinschaft, wurde auch festge-
stellt, dass deren Menschenrechte gefördert und geschützt werden müssen. In dieser Deka-
de sollen besonders Menschen, die außerhalb von Afrika leben, in den Vordergrund gestellt 
werden. 

 

Zu 7 - 9)  

Ziele der UN‐Dekade sind die Förderung der Achtung, des Schutzes und der Einhaltung aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Förderung einer besseren Kenntnis und Achtung 
des vielfältigen Erbes, der Kultur und des Beitrags von Menschen afrikanischer Herkunft zu 
Entwicklung von Gesellschaften sowie der Schutz vor Rassismus und Diskriminierung. Bis 
2024 sollen sich alle Staaten diesen Zielen verschreiben.  

Es reicht nicht aus die Verwendung des N* - Wortes zu verurteilen und zu ächten. Es bedarf 
auch einer Kontrolle dessen. Darüber hinaus sollten präventive Maßnahmen zur Vermeidung 
der Verwendung sprachlicher Rassismen in den städtischen Verwaltungsalltag implementiert 
werden. 

 

 

Beschluss:  mit 16 gegen 1 Stimme mehrheitlich angenommen 

 

 

II. OBM mit der Bitte um Unterstützung  

III. Kopie Stadtratsfraktionen <SPD>  <CSU>  <Grüne Liste>  <FDP>  <Ausschussgemeinschaft 
FWG/ÖDP>  <Erlanger Linke> mit der Bitte um Unterstützung 

IV. Kopie <13/AL Frau Lotter> <13-3/SGL Frau Klein>  z.K. 

V. Kopie <13-3/AIB> z.V. 

 

 

 

23.03.22 

gez. Braun 

 


